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BM für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Anfragebeantwortung 

 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage 
Nr. 8387 /J der Abgeordneten Ing. Heinz-Peter Hackl u.a. betreffend Mehrwert-
nummern von Service-Hotlines wie folgt: 

 
Frage 1:  

Der Sachverhalt ist mir bekannt.   

Mein Haus beantwortet Anfragen von BürgerInnen, die auch immer wieder  im Zu-
sammenhang mit Kosten von Servicehotlines stehen. Unter anderem aus diesem 
Grund, vor allem aber auch aus dem Kontakt zu den Konsumentenorganisationen  ist 
uns die Problemlage betreffend hoher Kosten für Servicehotlines bekannt ist.  

Genau die beiden in der Anfrage angeführten Beispiele waren Thema einer Bürge-
rInnenanfrage an das BMASK. 
 

 

Fragen 2 bis 7: 

Hohe Kosten bei Servicehotlines sind Gegenstand aktueller konsumentenpolitischer 
Bemühungen. Der von meinem Haus mit den Mitgliedern des Konsumentenpoliti-
schen Forums koordinierte Österreichische Aktionsplan Konsumentenschutz 2010-
2013 definiert im Kapitel Rechtsdurchsetzung die Begrenzung der Kosten von Servi-
cehotlines  und die Kostenlosigkeit von Wartschleifen als konsumentenpolitische 
Zielsetzung. 

Um dies zu erreichen, wird als ein erster Baustein in diesem Themenkreis in den ak-
tuellen TKG –Verhandlungen sondiert, ob bzw. inwieweit eine Regelung zur Kosten-
losigkeit von Warteschleifen in der Praxis realistisch durchsetzbar ist. Es stellt sich ja 
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die Frage, warum Warteschleifen, deren Länge von den KonsumentInnen oft beklagt 
und nicht beeinflussbar ist, und wo die zu erwartenden Kosten für die Anrufenden 
daher nicht vorhersehbar sind, oft auch mit besonders teuren Kosten hinterlegt sind. 

Soweit die Erreichbarkeit von Unternehmen zur Durchsetzung vertraglicher Pflichten 
(z.B Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen) an kostenpflichtige Telefon-
nummern geknüpft ist, ist zu klären, ob dies im Einzelfall überhaupt zivilrechtlich 
haltbar ist. Hier werden allenfalls Musterprozesse Klärung bringen. 

 

Fragen 8 bis 10: 

Zunächst verweise ich auf Frage 1. Eine genaue Aufschlüsselung zu den Firmen, zu 
denen Anfragen oder Beschwerden vorliegen, gibt es nicht 
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